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CHRISTOPH GRAN | HEIDELBERG

DasAusmaßunddieHeftigkeit der noch im-
mer andauernden Finanzkrise übersteigt
dieVorstellungskraft vielerWirtschaftswis-
senschaftler, die noch bis vor kurzem die
Selbstheilungskräfte des Marktes beschwo-
ren.

Es wird deutlich, dass sich im Lehrbe-
trieb der Wirtschaftswissenschaften eini-
ges ändern muss, damit das Fach nicht im
Tümpel der Bedeutungslosigkeit versinkt.
Die Zeit ist mehr als reif, dass sich Ökono-
men kritisch mit ihrem Fach auseinander-
setzen. Mögliche Ansatzpunkte gibt es ge-
nug. So wiesen bereits 1992 führende Öko-
nomen–unter anderemauchNobelpreisträ-
ger wie Paul Samuelson und Franco Modi-
gliani – auf dieGefahr eines „intellektuellen
Monopols“ in den Wirtschaftswissenschaf-
ten hin und forderten einen „pluralen Geist
in den Wirtschaftswissenschaften, der un-
terschiedliche Ansätze würdigt und einen
kritischen und toleranten Dialog unterei-
nandermit sich bringt“.

Ihr Appell, der im „American Economic
Review“ erschien, macht deutlich, was
heute mehr denn je gilt: Die Ökonomik hat
sich einer einseitigen Methodik verschrie-
ben. Die Zunft hat, um es mit Paul Krug-

mans Worten zu sagen, „Schönheit, geklei-
det im beeindruckenden Gewand der Ma-
thematik, mitWahrheit verwechselt“.

An diesem Punkt setzt auch die im Jahr
2000 in Frankreich initiierte, mittlerweile
internationale Bewegung „postautistischer
Ökonomen“ an. Den Startschuss gaben Stu-
dierende an der Sorbonne in Paris in einem
offenen Briefmit demTitel „Wirwollen der
Traumwelt entkommen“. Sie kritisierten
den unkontrollierten, oft dogmatischen Ge-
brauch von Mathematik und wünschten
sich plurale, an realen Problemen orien-
tierte Ansätze.

Die Kritik schlug hohe Wellen in Frank-
reich, es folgten internationale Unterstüt-
zungsbekundungen; etlicheProfessorenun-
terstützten die Initiative. Andere Studie-
rende, beispielsweise in Cambridge oder in
Harvard, zogen nach, und mittlerweile ist
die Bewegung global vernetzt, ihr Sprach-
rohr, die „Real-WorldEconomicReview“, er-
reicht über 11 000 Empfänger. Seit 2003 gibt
es auch in Deutschland einen Arbeitskreis
Postautistische Ökonomie.

Aus unserer Sicht ist es angesichts der
komplexen und allgegenwärtigen Probleme
dermodernenGesellschaft (Umweltzerstö-
rung, Finanzkrise, Ernährungskrise u.v.m.)
dringend an der Zeit, diesen Krisen mög-

lichst umfassend zu begegnen. Hier geht es
nicht darum, entweder mathematisch oder
ordoliberal zu agieren, wie Ökonomen im
sogenannten „Methodenstreit“ diskutieren.

Es geht darum, die Vielfalt existierender
Theorien undMethoden bei der
Analyse der Krisenursachen
und bei der Suche nach Wegen
aus ihr heraus zu berücksichti-
gen. Schauen wir uns beispiels-
weise den Umgang mit dem
Thema der Klimazerstörung an:
Es gibt einen Zweig im Main-
stream, der sich ausführlich mit
der Analyse von Umweltproble-
men beschäftigt: die Umwelt-
ökonomik. Die Umweltökono-
mik kann durchaus ihren Teil
zur Lösung beitragen, doch im
Grunde behandelt sie nur Symp-
tome, an die Wurzel der Pro-
bleme kommt sie nicht heran.
Hier geht die Ökologische Öko-
nomik mit ihrer Anerkennung natürlicher
Wachstumsgrenzen, der Übernahme von
Erkenntnissen aus der Thermodynamik so-
wiedurch ihren transdisziplinärenAnalyse-
rahmen viel weiter.

Ein zweites Beispiel ist die aktuelle Fi-
nanzkrise. In der Welt der Neoklassik kann

es gar nicht zu einer Blase, geschweige denn
zu solch einer massiven Finanzkrise kom-
men. Das leidenschaftliche Vertrauen auf
die Kräfte des Marktes kann hier nicht wei-
terhelfen, weshalb der Analyseapparat bei

weitem nicht ausreicht, um die
Krise zu bewältigen.

Deshalb soll den Studieren-
den erstens nicht nur die neo-
klassische Lehre, sondern auch
ein Überblick von Ökologi-
scher bis Feministischer Öko-
nomik, von Postkeynesianis-
mus bis hin zu marxistischen
oder institutionell-evolutori-
schenAnsätzen vermitteltwer-
den. Die verschiedenen Theo-
rien sind wie unterschiedliche
Werkzeuge in einemWerkzeug-
kasten. Welcher Handwerker
nimmt schon immer den Ham-
mer, um etwas zu reparieren?

Zweitens sollen sich Wirt-
schaftswissenschaftler der ethischen und
normativen Grundlagen der eigenen Theo-
rien bewusst werden. Hierzu ist es notwen-
dig, eine Reflexion der Entwicklung, der
Prämissen und des Kontextes des eigenen
Fachs zu leisten. Deshalb fordern wir, dass
Inhalte folgender Fächer verpflichtend in

die Lehrpläne der Wirtschaftswissenschaf-
ten aufgenommen werden: Geschichte des
ökonomischen Denkens, Wirtschaftsge-
schichte, Wirtschaftsethik und Wissen-
schaftstheorie.

Leider besteht ein großerTeil der aktuel-
len Ausbildung junger Ökonomen lediglich
darin, Inhalte aus Vorlesungen zu reprodu-
zieren. Kritisches, eigenständiges Denken
gerät hierbei in den Hintergrund. Deshalb
muss drittens die Herausbildung eigenstän-
diger Positionen durch Diskussionen geför-
dert werden. Vorlesungen und Seminare
müssen in einem ausgewogenen Verhältnis
stehen.UmderKomplexität gerecht zuwer-
den, ist es viertens notwendig, den Aus-
tausch zwischen den gesellschaftswissen-
schaftlichen Disziplinen voranzubringen.
Interdisziplinäre Veranstaltungen an den
sozial- und naturwissenschaftlichen
Schnittstellen (Soziologie, Psychologie, Po-
litikwissenschaft, Philosophie, Ethnologie,
Ökologie usw.) müssen daher weiter ausge-
baut und in den Lehrplan aufgenommen
werden.

Christoph Gran ist Vorstandsmitglied des Ar-
beitskreises Postautistische Ökonomie e.V. und
wissenschaftlicherMitarbeiter an derRuprecht-
Karls Universität in Heidelberg.

HANS C. MÜLLER | KARLSRUHE

Es ist keine Absicht, doch es wirkt,
als wollten sie sich verstecken. In
den hinterstenWinkel des Brauhaus-
kellers haben sie sich zurückgezo-
gen, die 80 Keynesianer, die zur Kon-
ferenz der deutschen Keynes-Gesell-
schaft nach Karlsruhe gekommen
sind.

Während von der Hochzeit in der
Etage darüber der Schlager „Komm
lasst uns fröhlich sein“ durch die De-
ckewummert, sitzen sie imHalbdun-
kel vor ihren Bieren und warten auf
ihr Abendessen. Zehn Vorträge über
Keynes und wie er die Welt sah, ha-
ben sie sich an diesem ersten Tag der
Konferenz „Keynes 2.0“ angehört,
jetzt wirken sie etwas ermattet. Die
Fröhlichkeit im oberen Stockwerk
kann sie nicht richtig anstecken.

Dabei hätten sie gute Gründe zum
Feiern: Die Wirtschaftskrise ist für
die gegnerische Seite – von den Key-
nesianern schlicht „Mainstream“ ge-
nannt – ziemlich peinlich. Stets hat-
ten deren Vertreter gepredigt, dass
Staatsverschuldung verboten gehört,
jedes Angebot automatisch die pas-
sendeNachfrage findet und der Staat
die Kapitalmärkte in Ruhe lassen
soll.

Seit den 70er-Jahren war das die
Mehrheitsmeinung in der Volkswirt-
schaftslehre, doch dieses Dogma ist
inzwischen stark angekratzt – konnte
die Krise doch nur durch massive
Staatseingriffe und schuldenfinan-
zierte Konjunkturpakete in Rekord-
höhe abgefedert werden.

Als JohnMaynard Keynes 1936 die
Ökonomie mit seiner „Allgemeinen
Theorie der Beschäftigung, des Zin-
ses unddesGeldes“ komplett auf den
Kopf stellte,war es genauso:Auchda-
mals hatte eine Weltwirtschaftskrise
die vorherrschendeTheorie in große
Erklärungsnot gebracht.

Die neue Krise hat einen regel-
rechten Keynes-Hype ausgelöst –
gleich drei neue biografische Bücher

sind kürzlich erschienen, dazu fast
alle Keynes-Schriften in Neuauflage
sowie ein Sammelbandmit seinenRa-
dioansprachen, die er bei der engli-
schen BBC gehalten hat. Dass aber
eine dauerhafte Renaissance keyne-
sianischer Politik und Forschung
möglich ist, daran scheinen die deut-
schen Keynesianer, die sich für ein
Wochenende in Karlsruhe versam-
melt haben, nicht so recht zu glau-
ben. „Der Mainstream hat einfach zu
starke Netzwerke“, sagt einer der
Teilnehmer resigniert.

Warum veröffentlichten sie keine
mutige Imagekampagne?Warumkei-
nen Aufruf für eine Kehrtwende in
der Forschung undmehr Pluralismus
an den Unis? Die Keynes-Gesell-
schaft habe ja im Frühjahr mal eine
Pressemitteilung herausgegeben mit
Empfehlungen für den Weg aus der
Krise, verteidigt sich Hagen Krämer,
Professor an der Hochschule Karls-
ruhe und Gastgeber der Konferenz –
doch die habe dann keine Zeitung ge-
druckt. Seither habe man es nicht
wieder versucht.

DendeutschenKeynesianernwür-
den eben auch ein bisschen die cha-
rismatischen Köpfe fehlen, sagt Krä-
mer fast entschuldigend – „wir haben
leider keinen Paul Krugman mit ei-
nem Nobelpreis im Rücken wie die
Amerikaner.“

Einer mit mehr Kampfgeist ist
Ernst Niemeier. Früher hat er bei
IBM gearbeitet und war dort Be-
triebsratschef, nach seiner Pensionie-
rungwurde er Dozent fürMakroöko-
nomie an der Fachhochschule Bre-
men. Noch immer verfinstert sich
seine Miene, wenn er an das Jahr

2005 denkt: Kurz vor der damaligen
Bundestagswahl hatten 250 deutsche
VWL-Professoren den „Hamburger
Appell“ verfasst, in dem sie lautstark
massive Lohnsenkungen, die Abkehr
von jeglicher keynesianischer Nach-
fragepolitik und das Ende des staatli-
chen Schuldenmachens forderten.

So ein Aufruf war schwer zu ertra-
gen für einen Keynesianer wie Nie-
meier, alsoversuchte er einenGegen-
angriff anzuführen.Doch vonden lin-
ken Professoren, die er dazu bewe-
gen wollte, einen eigenen Aufruf zu
formulieren, holte er sich nur Absa-
gen. „Bringt doch nichts“, war die
Standardantwort. Doch Niemeier
will nicht aufgeben, deshalb ist er
nachKarlsruhe gekommen.

Die meisten Teilnehmer der Kon-
ferenz sindProfessoren anFachhoch-
schulen oder an kleineren Unis wie
etwa Hohenheim, Oldenburg oder
Chemnitz – dort, wo es nochNischen
gibt für Keynesianer. Anders als in
den USA oder Großbritannien, wo
die großen Unis die Meinungsviel-
falt fördernundVertreter verschiede-
ner Denkschulen als Professoren be-
rufen, gibt es an den großen Fakultä-
ten im deutschsprachigen Raum fast
keine Keynesianermehr.

Hier in Karlsruhe können die ewi-
gen Außenseiter einmal in derMehr-
heit sein. Drei Tage lang debattieren
sie über keynesianische Antworten
auf die Krise und die neuesten
Schandtaten der deutschen Wirt-
schaftspolitik.

Vor allem die im Frühsommer be-
schlossene Schuldenbremse zieht ih-
ren Zorn auf sich – gleich fünf Refe-
rate gibt es dazu. Ab 2016 darf der
Staat nur noch in Abschwungphasen
nennenswerte Schulden machen –
wie viel, hängt vom Wachstum der
vorigen Jahre ab. Je länger eine Krise
sei, destoweniger Schulden seien da-
durch aber erlaubt, kritisiert Achim
Truger vom gewerkschaftsnahen In-
stitut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK). Ein schwe-

rer Konstruktionsfehler, findet Tru-
ger – schließlich braucheman bei be-
sonders langen Rezessionen ja mehr
und nicht weniger Geld, um die Kon-
junktur anzuschieben.

Auch die Pläne der schwarz-gel-
ben Koalitionäre in Berlin kommen
in Karlsruhe schlecht an. Steuerent-
lastungen für die Mittelschicht und
einen nie da gewesenen Sparkurs bei
denAusgaben – all das hatmitKeyne-
sianismuswenig zu tun.

Neben der Wirtschaftspolitik ste-
hen inKarlsruhe auch neueTheorien
für die Makroökonomie auf der
Agenda – schließlich müssten auch
Keynes’ Theorien modernisiert wer-
den, wie Hagen Krämer in seiner Be-
grüßung fordert. Einige Studien sind
auchdurchaus visionär: Etwa ein key-
nesianisches Wirtschaftsmodell, das
den Ressourcenverbrauch integriert
– und damitUmwelt- undMakroöko-
nomie verbindet. Oder eine statisti-
sche Studie, die zeigt, dass die Ent-
wicklungsländer deutlich länger
brauchen werden, um die Krise zu
überwinden als der Rest derWelt.

Doch ein Großteil der Referenten
scheint lieber bei „Keynes 1.0“ blei-
ben zu wollen. Statt neue Ideen zu
entwickeln, betreiben sieDogmenge-
schichte und vergleichen den Inhalt
von Keynes’ Wälzern mit denen sei-
ner Zeitgenossen. Die „Allgemeine
Theorie“ kennen viele fast auswen-
dig, immerwieder streuen siewörtli-
che Zitate in ihre Vorträge. Und hat
Keynes mal zu einem Thema nichts
geschrieben, wird er eben ausgelegt:
„Würde er noch leben, hätte er wohl
gesagt …“

Neue Impulse erhoffen sich die
Keynesianer eher von ihrem Nach-
wuchs. Tatsächlich sind unter den
Konferenzteilnehmern eine ganze
Menge Doktoranden und Habilitan-
den, die die keynesianische Makro-
theorie weiterentwickeln wollen.

Dazu gehört auch Bernhard
Schütz, der seit einem halben Jahr an
der Universität Linz promoviert.

Dort ist er der Letzte, der postkeyne-
sianisch forscht – also mit der Theo-
rie, die Keynes’ Ideen besonders
stringent übernommen hat. Der vor-
letzte – Schütz’ Doktorvater – ist ge-
rade in Pension gegangen.

International sind die Postkeyne-
sianer eine Minderheit. Durchge-
setzt haben sich eher die sogenann-
ten neukeynesianischen Modelle
(NKM), die von prominenten Köp-
fen wie dem amerikanischen Noten-
bankpräsidenten Ben Bernanke oder
dem Harvard-Ökonomen Greg Man-
kiw weiterentwickelt wurden. Für
ihre Forschungbenutzen dieNeukey-
nesianer die Modelle der Neoklassik
– nehmen dabei aber an, dass es auf
Märkten zu kurzfristigen Verwerfun-
gen kommen kann, weil Preise und
Löhne sich nur mit Verzögerung auf
neue Begebenheiten einstellen.

Für dieMitglieder derKeynes-Ge-
sellschaft trifft das aber nicht den
Kern der „Allgemeinen Theorie“.
Schließlich hat Keynes darin vor al-
lem dauerhafte Ungleichgewichte
auf den Arbeits- und Gütermärkten
festgestellt und analysiert – und
nicht bloß kurzfristige.

Doktorand Schütz forscht in die-
ser Tradition, auch wenn er sich oft
als Außenseiter fühlt. Doch die Me-
thoden des Mainstreams zu benut-
zen, um die Chancen auf eine eigene
Professur zu erhöhen – das will er
auf keinen Fall. „Ich kann eben nicht
anders.“
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OLAF STORBECK | DÜSSELDORF

Welchewirtschaftlichen Folgen
hatte die französischeRevolu-

tion? In einemaltenÖkonomenwitz
lautet die Antwort des Professors
für Volkswirtschaftslehre (VWL)
auf diese Frage: „Es ist noch zu früh,
um das zu sagen.“

In der Realität hat sich die VWL
bislang erstaunlich wenig mit den
ökonomischen Effekten eines der
wichtigsten Ereignisse der neuzeit-
lichen Geschichte Europas ausei-
nandergesetzt. 220 Jahre nach dem
Sturm auf die Bastille versuchen
vier amerikanische Ökonomen der
Elite-Universitäten Harvard und
MIT nun, diese Lücke zu schließen.
Mit den Instrumenten der moder-
nen Ökonometrie und historischen
Daten haben sie die Folgen für
Wachstum undWohlstand so exakt
wiemöglich gemessen.

Undanders, als derKalauernahe-
legt, kommt das For-
scherteam um den
MIT-Professor Da-
ron Acemoglu zu
sehr greifbaren Er-
gebnissen: TrotzTer-
rorherrschaft und
Chaos war die Fran-
zösische Revolution
mittel- bis langfristig
ein enorm wichtiges
Programm für mehr
Wachstumund höhe-
ren Lebensstandard.

Ohne den Unter-
gang der Feudalherr-
schaft wäre dieWirt-
schaftsgeschichte in den folgenden
100 Jahrenwohl ganz anders verlau-
fen. Die Industrielle Revolution
hätte ohne die Französische wohl
nicht stattgefunden.

Acemoglu und seine Co-Autoren
konzentrierten sich in ihrer Stu-

die nicht nur auf Frankreich, son-
dern auf die anderen Regionen
Europas, die im Zuge der Revoluti-
onskriege ab 1794 die Folgen des
Umsturzes in Frankreich zu spüren
bekamen. Dieser Ansatz hat des-
halbCharme,weil verschiedeneRe-
gionen dem revolutionären Ein-
fluss zu verschiedenen Zeitpunk-
ten und unterschiedlich intensiv
ausgesetztwaren. Sowaren dieNie-
derlande, Belgien und das Rhein-
land wenige Jahre nach der Revolu-
tion französisch besetzt – in ande-
renRegionen,wie zumBeispiel Bay-
ern undWürttemberg, dagegenwar
der direkte Einfluss der Revolution
weit geringer.

Diese Unterschiede nutzen die
Wissenschaftler aus – sie gehen der
Frage nach, ob es in der späteren
wirtschaftlichen Entwicklung der
verschiedenen Länder systemati-
sche Unterschiede gibt. Weil es nur
wenige verlässliche statistische Da-
ten zum Bruttoinlandsprodukt im
19. Jahrhundert gibt, ziehen sie als
Indikator für den wirtschaftlichen
Wohlstand die Urbanisierungs-
quote heran – ein unterWirtschafts-
historikern übliches Vorgehen. Da-
hinter steckt die Überlegung: Je
mehr Menschen in Städten leben,
desto produktiver muss die Land-
wirtschaft und desto besser muss
dieTransport-Infrastruktur sein, an-
sonsten wären Metropolen nicht
überlebensfähig gewesen.

UmdenGrad des revolutionären
Einflusses zu messen, dem eine Re-

gion ausgesetzt war, konstruieren
die Wissenschaftler einen einfa-
chen Index, in den die Jahre, die ein
Land unter französischer Herr-
schaft war, einfließen – und die An-
zahl der von den neuen Herrschern
umgesetzten institutionellenRefor-
men. Vor allem in verschiedenen
deutschen Ländern gab es dabei
enorme Unterschiede: Für das
Rheinland ist der Reform-Index
runddreimal so hochwie inBayern.

In den ersten Jahrzehnten nach
der Revolution war der Einfluss

der Franzosen auf die wirtschaftli-
che Prosperität der Länder noch re-
lativ gering. Ab 1850 aber ändert
sich das Bild – danach wächst der
Wohlstand in Ländern, die stärker
von der Revolution betroffen wa-
ren, deutlich schneller: Im Jahr 1900
war die Urbanisierungsquote in
Ländern, die zehn Jahre französisch
kontrolliert waren, um neun Pro-

zentpunkte höher,
stellen die Forscher
fest – angesichts der
durchschnittlichen
Urbanisierungsquote
von rund 41 Prozent
ein beachtlicher Ef-
fekt.

Der entscheidende
Grund dafür war laut
Acemoglu und Co.:
Die Revolution hat
alte,wachstumsfeind-
liche Institutionen
ins Wanken gebracht.
Adel, Aristokratie
und Klerus verloren

ihre Privilegien, die Zünfte wurden
abgeschafft und die Bauern befreit.
Leibeigenschaft und andere For-
men der Feudalherrschaft waren in
den französisch besetzen Gebieten
Geschichte, der Arbeitsmarkt öff-
nete sich. Zudemverhalf dieRevolu-
tion dem Prinzip der Gleichheit vor
demGesetz zumDurchbruch.

„Durch die Französische Revolu-
tion wurden Barrieren, die Indus-
trialisierung und technischen Fort-
schritt behinderten, beseitigt“, argu-
mentieren die Forscher. Dass die
neuen Institutionen den von Frank-
reich besetztenNachbarländernmit
Zwang übergestülpt wurden, habe
keine negative Rolle gespielt. Damit
widersprechen die Ökonomen dem
vonvielen Institutionsforschern ver-
tretenen Argument, optimale Insti-
tutionen müssen sich evolutionär
entwickeln und könnten nicht vom
grünenTisch aus gesteuertwerden.

„Unsere Ergebnisse sind nicht
nur für Historiker interessant“, be-
tonen dieWissenschaftler. „Sie ma-
chen vielmehr deutlich, wie wich-
tig Institutionen und institutionel-
ler Wandel für die wirtschaftliche
Entwicklung sind.“ Diese Erkennt-
nis hat sich bis ins Nobelpreis-Ko-
mitee herumgesprochen – mit Eli-
nor Ostrom und Oliver Williamson
werden in diesem Jahr zwei Pio-
niere der Institutionenökonomik
ausgezeichnet.UNSERE THEMEN

Warum wir eine postautistische Wirtschaftswissenschaft brauchen

Die Volkswirtschaftslehre muss
sich gründlich reformieren –
ansonsten droht das Abgleiten
in die Bedeutungslosigkeit,
schreibt Christoph Gran,
Vorstandsmitglied des
Arbeitskreises Postautistische
Ökonomie in einem
Gastbeitrag. Das Fach brauche
mehr Pluralismus und
Verantwortungsbewusstsein.

Was der Sturm auf die Bastille
wirtschaftlich gebracht hat

„Eine Reflexion

über das

eigene Fach

ist notwendig.“

Christoph Gran

„The Consequences of Radical
Reform: The French Revolution“,
von Daron Acemoglu, Davide Can-
toni, Simon Johnson und James
Robinson, CEPR Discussion Pa-
per Nr. 7245 (März 2009)
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Zaghafte Zukunftsvisionen
Die Wirtschaftskrise könnte den Keynesianern ein ungeahntes Comeback ermöglichen – doch sie nutzen ihre Chance kaum

WISSENSWERT

„Wir haben leider keinen

Paul Krugman wie die

Amerikaner.“
Hagen Krämer, Keynes-Gesellschaft
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Die Französische
Revolution war das
wohl wichtigste
Konjunkturpro-
gramm der Welt –
weil wachstums-
feindliche Institutio-
nen verschwanden.


